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Ausschuss für die Rechte von Menschen mit Behinderungen 
Zweite Tagung 
Genf, 19.-23. Oktober 2009 

  Leitlinien für das vertragsspezifische Dokument, 
das von den Vertragsstaaten nach Artikel 35 Absatz 1 
des Übereinkommens über die Rechte von Menschen 
mit Behinderungen vorzulegen ist 

  Mitteilung des Generalsekretärs 

1. Nach Artikel 35 Absatz 1 des Übereinkommens über die Rechte von Menschen mit 
Behinderungen (Übereinkommen) verpflichtet sich jeder Vertragsstaat, dem Generalsekre-
tär der Vereinten Nationen zur Prüfung durch den Ausschuss für die Rechte von Menschen 
mit Behinderungen (Ausschuss) einen Bericht über die Maßnahmen vorzulegen, die er zur 
Erfüllung seiner Verpflichtungen aus dem Übereinkommen getroffen hat, und zwar: a) in-
nerhalb von zwei Jahren nach Inkrafttreten des Übereinkommens für den betreffenden Staat 
und b) danach mindestens alle vier Jahre sowie jeweils auf Anforderung des Ausschusses. 
Artikel 36 Absatz 1 sieht außerdem vor, dass der Ausschuss die Vertragsstaaten um weitere 
Angaben ersuchen kann. 

2. Der Zweck der Leitlinien für die Berichterstattung besteht darin, den Vertragsstaaten 
eine Anleitung bezüglich der Form und des Inhalts ihrer Berichte zu geben, um ihre Erstel-
lung zu erle ichtern und zu gewährleisten, dass sie umfassend sind und von den Vertrags-
staaten in einheitlicher Form vorgelegt werden. Die Einhaltung der Berichterstattungsleitli-
nien w ird a uch d ie N otwendigkeit verringern, dass d er Ausschuss w eitere Angaben nach 
Artikel 36 und nach Regel 36 Absatz 3 seiner Verfahrensordnung anfordert. 

3. Die S taaten s ollen de n Berichterstattungsprozess, e inschließlich des P rozesses der 
Erstellung ihrer Berichte, nicht nur als Mittel betrachten, die Einhaltung ihrer internationa-
len Verpflichtungen z u gewährleisten, s ondern a uch a ls Gelegenheit, inne rhalb ihres H o-
heitsbereichs eine Bestandsaufnahme des Schutzes der Menschenrechte vorzunehmen, um 
die politische Planung sowie die Durchführung des Übereinkommens effizienter zu gestal-
ten. Der Prozess der Berichterstellung bietet somit jedem Vertragsstaat Gelegenheit, 

 a) eine umfassende Überprüfung der Maßnahmen vorzunehmen, die er getroffen 
hat, um  die i nnerstaatlichen Rec htsvorschriften un d sei ne Politik mit den Bestimmungen 
der e inschlägigen internationalen Me nschenrechtsverträge, der en Vertragspartei e r ist , zu  
harmonisieren; 

 Vereinte Nationen CRPD/C/2/3

 

Übereinkommen über die Rechte  
von Menschen mit Behinderungen 
 

Verteilung: Allgemein 
18. November 2009 
 
Deutsch 
Original: Englisch 



CRPD/C/2/3 

2  

 b) im Kontext d er F örderung der Me nschenrechte im Allgemeinen die Fort-
schritte zu überwachen, die dabei erzielt wurden, den Genuss der in diesen Verträgen fest-
gelegten Rechte zu fördern; 

 c) Probleme und Mängel bei seinem Herangehen an die Durchführung der Ver-
träge zu ermitteln; 

 d) geeignete politische Konzepte zur Erreichung dieser Ziele zu planen und aus-
zuarbeiten. 

Darüber hinaus sollen die Vertragsstaaten die Einbeziehung nichtstaatlicher Organisationen, 
einschließlich der Organisationen von Menschen mit Behinderungen, in die Berichterstel-
lung u nterstützen un d e rleichtern. Ei ne k onstruktive Mitwirkung dieser O rganisationen 
wird sowohl d ie Qualität der  Berichte erhöhen a ls auch die Wahrnehmung der durch das 
Übereinkommen geschützten Rechte durch alle fördern. Die Berichte sollen eine Erläute-
rung des Verfahrens enthalten, das für Konsultationen mit der Zivilgesellschaft, insbesonde-
re re präsentativen O rganisationen von Me nschen mi t Be hinderungen, zur Anwendung 
kommt, und darlegen, durch welche Maßnahmen gewährleistet wurde, dass dieser Prozess 
für alle zugänglich war. 

4. Die Vertragsstaaten müssen die Vielfalt von Menschen mit Behinderungen anerken-
nen und respektieren sowie sicherstellen, dass ihr Bericht nicht zu allgemein gehalten ist, 
sondern auf die unterschiedlichen Arten von Behinderungen eingeht. 

5. Der Ausschuss ve rabschiedet d iese Leitlinien, die die ha rmonisierten Leit linien  
für d ie Berichterstattung gem äß de n i nternationalen Menschenrechtsverträgen 
(HRI/GEN/2/Rev.5) b erücksichtigen. D iese Leitlinien werden in der Zukunft akt ualisiert 
werden, um der sich herausbildenden Praxis des Ausschusses in Bezug auf die Anwendung 
des Über einkommens R echnung zu tragen, die aus se inen absc hließenden Bemerkungen, 
allgemeinen Bemerkungen und seinen sonstigen Erklärungen hervorgeht. 

6. Der Wortlaut der  Leit linien für ve rtragsspezifische D okumente, d ie v on den Ver-
tragsstaaten nach Artikel 35 des Übereinkommens vorzulegen sind, findet sich im Anhang 
dieses Dokuments. 
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Anhang 

  Leitlinien für das vertragsspezifische Dokument, das von den 
Vertragsstaaten nach Artikel 35 des Übereinkommens über 
die Rechte von Menschen mit Behinderungen vorzulegen ist 

 A. Das bestehende Berichtssystem und die Organisation der 
Informationen, die in dem dem Ausschuss für die Rechte von Menschen 
mit Behinderungen vorzulegenden gemeinsamen Grundlagendokument 
und dem vertragsspezifischen Dokument enthalten sein müssen 

A.1 Staatenberichte, die im Einklang mit den harmonisierten Leitlinien für die Berichter-
stattung gem äß den i nternationalen Mensc henrechtsverträgen v orgelegt werden, bestehen 
aus zwei Teilen: einem gemeinsamen Grundlagendokument und vertragsspezifischen Do-
kumenten. 

 A.2 Das gemeinsame Grundlagendokument 

A.2.1 Entsprechend den harmonisierten Leitlinien soll das gemeinsame Grundlagendoku-
ment allgemeine Informationen über den berichterstattenden Staat und über den allgemei-
nen Rahmen für den Schutz und die Förderung der Menschenrechte enthalten, aufgeschlüs-
selt nach Geschlecht, Alter, hauptsächlichen Bevölkerungsgruppen und Behinderung, sowie 
Informationen über Nichtdiskriminierung und Gleichberechtigung und wirksame Rechtsbe-
helfe. 

 A.3 Das vertragsspezifische Dokument 

A.3.1 Das ve rtragsspezifische D okument, da s dem Ausschuss für  die Rechte von Men-
schen mit Behinderungen vorgelegt wird, soll nicht die Angaben wiederholen, die in dem 
gemeinsamen Grundlagendokument enthalten sind, oder die von dem Vertragsstaat verab-
schiedeten Rechtsvorschriften lediglich auflisten oder beschreiben. Es soll vielmehr spezifi-
sche Angaben zur rechtlichen wie auch tatsächlichen Durchführung der Artikel 1 bis 33 des 
Übereinkommens enthalten, unter Berücksichtigung analytischer Informationen über jüngs-
te En twicklungen in der G esetzgebung und in der P raxis, die d ie v ollständige Verwirkli-
chung der in dem Übereinkommen niedergelegten Rechte durch alle Menschen, gleichviel 
mit welcher Form der Behinderung, innerhalb des Hoheitsgebiets oder unter der  Hoheits-
gewalt des Vertragsstaats berühren. Das Dokument soll außerdem detaillierte Informationen 
über die zur Erreichung der genannten Ziele getroffenen materiellen Maßnahmen und über 
die sich dadurch ergebenden F ortschritte enthalten. G egebenenfalls sollen d iese Angaben 
unter Bezugnahme auf die Politik und die Rechtsvorschriften für Menschen ohne Behinde-
rungen vorgelegt werden. In allen Fällen sollen die Quellen der Daten angegeben werden. 

A.3.2 In Bezug auf die  in dem Übereinkommen niedergelegten Rechte soll das vertrags-
spezifische Dokument folgende Angaben enthalten: 

 a) ob der Vertragsstaat Politiken, Strategien und einen nationalen Rechtsrahmen 
zur Umsetzung jedes einzelnen der in dem Übereinkommen niedergelegten Rechte verab-
schiedet hat, unter Angabe der für diesen Zweck zur Verfügung stehenden Ressourcen und 
der kostengünstigsten Wege zu ihrer Inanspruchnahme; 

 b) ob der Vertragsstaat um fassende Rechtsvorschriften ge gen D iskriminierung 
aufgrund einer Behinderung verabschiedet hat, um die diesbezüglichen Bestimmungen des 
Übereinkommens umzusetzen; 
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 c) welche Mechanismen v orhanden sind, um  di e F ortschritte be i der  v ollen 
Verwirklichung d er i n d em Übereinkommen ni edergelegten Rechte z u ü berwachen, e in-
schließlich der Anerkennung v on I ndikatoren und e ntsprechenden nationalen Z ielmarken 
für jedes dieser Rechte, zusätzlich zu den nach Anhang 3 der harmonisierten Leitlinien vor-
gelegten In formationen und un ter Berücksichtigung des Ra hmens und der  Tabellen b ei-
spielhafter Indikatoren, die in Dokument HRI/MC/2008/3 des Amtes des Hohen Kommis-
sars der Vereinten Nationen für Menschenrechte (OHCHR) ausgeführt werden; 

 d) welche Mechanismen vorhanden sind, um sicherzustellen, dass die Verpflich-
tungen eines Vertragsstaats aus dem Übereinkommen in seinem Handeln als Mitglied inter-
nationaler Organisationen umfassend berücksichtigt werden; 

 e) inwieweit jedes der in dem Übereinkommen niedergelegten Rechte in die in-
nerstaatliche Rechtsordnung umgesetzt wurde und unmittelbar anwendbar ist, unter Bezug-
nahme auf konkrete Beispiele einschlägiger Rechtsfälle; 

 f) welche gerichtlichen und sonstigen Rechtsbehelfe es gibt, die es Opfern er-
möglichen, im Falle einer Verletzung ihrer in dem  Übereinkommen niedergelegten Rechte 
Wiedergutmachung zu erlangen; 

 g) welche s trukturellen o der so nstigen be deutenden H indernisse bestehen, die  
sich aus Faktoren außerhalb des Einflusses des Vertragsstaats ergeben und die die vollstän-
dige Verwirklichung der  in de m Übereinkommen nie dergelegten Rec hte behindern, samt 
Einzelheiten bezüglich der Schritte, d ie unternommen w urden, um  die se Hindernisse zu  
überwinden; 

 h) statistische Daten über die Verwirklichung jedes der in dem Übereinkommen 
niedergelegten Rechte, aufgeschlüsselt nach Geschlecht, Alter, Art der Be hinderung (kör-
perliche Behinderung, Sinnesbeeinträchtigung, geistige oder seelische Behinderung), ethni-
scher H erkunft, städ tischer/ländlicher Bevölkerung u nd sonstigen relevanten K ategorien, 
auf Grundlage eines jährlichen Vergleichs über die vergangenen vier Jahre. 

A.3.3 Das vertragsspezifische Dokument so ll in einem zugänglichen e lektronischen For-
mat sowie in gedruckter Form vorgelegt werden. 

A.3.4 Der Bericht soll sich nach den Absätzen 24 bis 26 und 29 der harmonisierten Leitli-
nien für die Berichterstattung richten. 

A.3.5 Das Format des ü bereinkommensspezifischen Dokuments soll im Einklang mit den 
Absätzen 19 bis 23 der harmonisierten Leitlinien für die Berichterstattung stehen. Der Erst-
bericht soll 60 Seiten nicht überschreiten, darauffolgende übereinkommensspezifische Do-
kumente soll en auf 40 Seiten beschränkt sei n. Die Absätze sollen fortlaufend nummeriert 
werden. 

 A.4 Erstberichte 

A.4.1 Das erste übereinkommensspezifische Dokument bildet zusammen mit dem gemein-
samen Grundlagendokument den Erstbericht des Vertragsstaats und ist seine erste Gelegen-
heit, dem Ausschuss da rzulegen, inwieweit seine Gesetze und P raktiken mit den Bestim-
mungen des Übereinkommens in Einklang stehen. 

A.4.2 Ein Vertragsstaat soll sich mit jedem einzelnen Artikel des Übereinkommens befas-
sen; z usätzlich zu  den i m gemeinsamen G rundlagendokument e nthaltenen Inf ormationen 
soll i n dem  ü bereinkommensspezifischen Dokument e ine deta illierte Analyse u nd Erklä-
rung der Auswirkungen von Rechtsnormen auf die tatsächliche Situation von Menschen mit 
Behinderungen e rfolgen, ei nschließlich e iner Analyse der pra ktischen Verfügbarkeit, der 
Umsetzung und der Wirkung der R echtsbehelfe bei Verletzungen der  Bestimm ungen des 
Übereinkommens unter besonderer Berücksichtigung besonders gefährdeter Bevölkerungs-
gruppen wie Frauen und Kinder. 
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A.4.3 Das er ste üb ereinkommensspezifische D okument s oll, i nsoweit solc he Informatio-
nen nicht bereits in dem gemeinsamen Grundlagendokument enthalten sind, jede aufgrund 
einer Be hinderung erfo lgende Unterscheidung, Ausschließung od er Beschränkung, selbst 
vorübergehender Art, beim Genuss der einzelnen Bestimmungen des Übereinkommens auf-
zeigen, der Menschen mit Behinderungen durch Rechtsvorschriften, Praktiken, Traditionen 
oder auf andere Weise unterworfen sind. 

A.4.4 Das erste übereinkommensspezifische Dokument soll in ausreichendem Maße Zitate 
aus oder Zusammenfassungen von einschlägigen Verfassungs-, Gesetzgebungs-, Rechtspre-
chungs- oder a nderen Texten en thalten, i n dene n Rechtsbehelfe i n Bezug a uf d ie Rechte 
und Bestimmungen des Übereinkommens garantiert und vorgesehen werden, insbesondere 
wenn diese Texte dem Bericht nicht beigefügt sind oder nicht in einer der Arbeitssprachen 
der Vereinten Nationen zur Verfügung stehen.  

 A.5 Periodische Berichte 

A.5.1 Das näc hste übereinkommensspezifische Dokument, das  zusammen mit dem  ge-
meinsamen Grundlagendokument d en nachfolgenden p eriodischen Bericht d arstellt, sol l 
sich auf den Zeitraum zwischen der Prüfung des letzten Berichts des Vertragsstaats und der 
Vorlage des aktuellen Berichts konzentrieren. 

A.5.2 Die S truktur der pe riodischen ü bereinkommensspezifischen D okumente s oll der  
Reihenfolge der einzelnen Artikel des Übereinkommens entsprechen. Wenn es zu einem Ar-
tikel nichts Neues zu berichten gibt, soll dies angegeben werden. 

A.5.3 Die nachfolgenden übereinkommensspezifischen Dokumente sollen mindestens drei 
Ausgangspunkte haben: 

 a) Informationen über d ie Umsetzung abschließender Bemerkungen (insbeson-
dere „Besorgnisse“ und „Empfehlungen“) aus dem vorherigen Bericht sowie Erklärungen 
für Fälle der Nichtumsetzung oder aufgetretene Schwierigkeiten; 

 b) eine analytische und ergebnisorientierte Prüfung zusätzlicher rechtlicher und 
sonstiger geeigneter Schritte und Maßnahmen, die von dem Vertragsstaat zur Durchführung 
des Übereinkommens getroffen wurden;  

 c) Informationen ü ber d ie n och verbleibenden oder  ne uen Hindernisse, die 
Menschen m it Be hinderungen be im Ausüben u nd G enießen ihrer Me nschenrechte und 
Grundfreiheiten im bürgerlichen, politischen, wirtschaftlichen, sozialen, kulturellen oder in 
jedem anderen Bereich antreffen, sowie Informationen über die zur Beseitigung dieser Hin-
dernisse vorgesehenen Maßnahmen.  

A.5.4 Die periodischen übereinkommensspezifischen Dokumente sollen insbesondere die 
Auswirkungen der getroffenen Maßnahmen behandeln und d ie fort laufenden Entwicklun-
gen bei der Beseitigung der Diskriminierung von Menschen mit Behinderungen und bei der 
Gewährleistung des vollen Genusses der Menschenrechte durch diese Personen analysieren. 

A.5.5 Die per iodischen ü bereinkommensspezifischen D okumente s ollen sic h a ußerdem 
mit der Durchführung des Übereinkommens in Bezug auf verschiedene Gruppen von Men-
schen mit Be hinderungen befassen, insbesondere d iejenigen, die me hrfachen Formen der 
Diskriminierung ausgesetzt sind. 

A.5.6 Wenn es zu grundlegenden Änderungen im pol itischen und rechtlichen Ansatz des 
Vertragsstaats gekommen ist, die die Durchführung des Übereinkommens beeinträchtigen, 
oder der Vertragsstaat neue Rechts- oder Verwaltungsmaßnahmen e ingeführt hat und sich 
dadurch die Notwendigkeit ergibt, Texte und Gerichts- oder sonstige Entscheidungen beizu-
fügen, sollen diese Informationen im  übe reinkommensspezifischen D okument v orgelegt 
werden. 
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 A.6 Außerordentliche Berichte 

A.6.1 Diese Leitlinien berühren nicht das Verfahren des Ausschusses in Bezug auf außer-
ordentliche Berichte, die nach der Verfahrensordnung des Ausschusses angefordert werden 
können und in dieser geregelt werden. 

 A.7 Anhänge zu den Berichten 

A.7.1 Sofern erforderlich, soll der Bericht in elektronischer und in gedruckter Form vorge-
legt werden, zusammen mit einer ausreichenden Anzahl von Ausfertigungen der wichtigs-
ten G esetzgebungs-, Rec htsprechungs-, Verwaltungs- u nd sonstigen ergänzenden Doku-
mente, die der berichterstattende Staat an a lle Ausschussmitglieder verteilen möchte, in ei-
ner der Arbeitssprachen der Vereinten Nationen, um die Prüfung seines Berichts zu erleich-
tern. Diese Texte können nach Ziffer 20 der harmonisierten Leitlinien für die Berichterstat-
tung vorgelegt werden. 

 A.8 Maßnahmen zur Umsetzung der Ergebnisse von Konferenzen, Gipfeln und  
Überprüfungen der Vereinten Nationen 

A.8.1 Das übere inkommensspezifische Dokument soll a uch In formationen über die Um-
setzung de r b ehinderungsbezogenen Elem ente der Mi llenniums-Entwicklungsziele so wie 
über d ie Er gebnisse son stiger e inschlägiger K onferenzen, G ipfel und Ü berprüfungen der 
Vereinten Nationen einschließen. 

 A.9 Allgemeine Empfehlungen 

A.9.1 Bei der Erste llung des übereinkommensspezifischen D okuments s ollen d ie vom 
Ausschuss angenommenen allgemeinen Empfehlungen berücksichtigt werden. 

 A.10 Vorbehalte und Erklärungen 

A.10.1  Allgemeine Informationen übe r Vorbehalte und Erk lärungen so llen entsprechend 
Ziffer 40 b) de r harm onisierten Le itlinien für d ie Berichterstattung in das gem einsame 
Grundlagendokument au fgenommen w erden. Zusä tzlich s ollen s pezifische In formationen 
zu den Vorbehalten und Erk lärungen in Bezug auf das Übereinkommen in  das dem Aus-
schuss vorzulegende übereinkommensspezifische Dokument, die Stellungnahmen des Aus-
schusses z u d en Vorbehalten und, wo zut reffend, die  a bschließenden Bem erkungen des 
Ausschusses aufgenommen werden. Jeder Vorbehalt und jede Erklärung des Vertragsstaats 
in Bezug auf einen Artikel des Übereinkommens soll erklärt und die Gründe für ihr Fortbe-
stehen sollen erläutert werden. 

A.10.2  Vertragsstaaten, die allgemeine Vorbehalte, die sich nicht auf einen bestimmten Ar-
tikel beziehen, oder Vorbehalte zu den Artikeln 4, 5 und 12 angebracht haben, sollen über 
die Auslegung und die Auswirkung dieser Vorbehalte berichten. Die Vertragsstaaten sollen 
Informationen zu sämtlichen Vorbehalten oder Erklärungen vorlegen, die von ihnen in Be-
zug a uf ä hnliche Verpflichtungen au s an deren Men schenrechtsverträgen a ngebracht w ur-
den. 

 A.11 IAO-Übereinkommen 

A.11.1  Wenn e in Vertragsstaat Vertragspartei eines de r in Anhang 2 der  har monisierten 
Leitlinien aufgeführten Übereinkommen der Internationalen Arbeitsorganisation (IAO) oder 
eines anderen einschlägigen Übereinkommens einer Sonderorganisation der Vereinten Na-
tionen ist und dem betreffenden Überwachungsausschuss bereits Berichte vorgelegt hat, die 
für e ines der in dem Übereinkommen niedergelegten Rechte von Belang sind, soll er  die  
entsprechenden Teile dieser Berichte beifügen, anstatt diese Informationen in dem vertrags-
spezifischen Dokument zu wiederholen. Alle mit dem Übereinkommen zusammenhängen-
den Fragen, die von diesen Berichten nicht vollständig abgedeckt werden, sollen jedoch in 
dem aktuellen vertragsspezifischen Dokument behandelt werden. 
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 A.12 Fakultativprotokoll 

A.12.1  Wenn der Vertragsstaat das Fakultativprotokoll ratifiziert ha t oder ihm beigetreten 
ist und der Ausschuss Auffassungen im Zusammenhang mit einer nach dem Protokoll ein-
gereichten Mitteilung herausgegeben hat, die die Gewährung eines Rechtsbehelfs betreffen 
oder in denen sonstige Besorgnisse geäußert werden, soll das übe reinkommensspezifische 
Dokument weitere Angaben über die getroffenen Abhilfemaßnahmen und über alle sonsti-
gen Schritte enthalten, die ergriffen wurden, um das Wiederauftreten der Umstände, die zu 
der Mitteilung Anlass gaben, z u verhi ndern. D ie Berichte sol len au ßerdem auf geltende 
Rechtsvorschriften h inweisen, die vom  Vertragsstaat als Hindernis für die D urchführung 
des Fakultativprotokolls angesehen werden, und angeben, ob eine Überprüfung dieser Vor-
schriften geplant ist. 

A.12.2  Wenn der Vertragsstaat das Fakultativprotokoll ratifiziert ha t oder ihm beigetreten 
ist und der Ausschuss eine Untersuchung nach Artikel 6 des Fakultativprotokolls durchge-
führt hat, sol l da s übereinkommensspezifische D okument E inzelheiten h insichtlich aller 
weiteren Maßnahmen en thalten, die als Reak tion au f di e Un tersuchung ergriffen wu rden 
und die sicherstellen sollen, dass die Verletzungen des Übereinkommens, die zu der Unter-
suchung Anlass gaben, nicht wieder vorkommen. 

 B. Abschnitt des dem Ausschuss vorzulegenden vertragsspezifischen 
Dokuments, der sich auf die allgemeinen Bestimmungen des 
Übereinkommens bezieht 

  Artikel 1 bis 4 des Übereinkommens 

 Diese Artikel legen den Zweck, die Begriffsbestimmungen, die allgemeinen Grund-
sätze und die allgemeinen Verpflichtungen des Übereinkommens fest. 

 Die Vertragsstaaten sollen über Folgendes berichten: 

1) die für d ie S ammlung der zu analysierenden D aten ver wendete Definition 
von Behinderung, welche Beeinträchtigungen darin eingeschlossen sind und welche 
Bedeutung dem Begriff „langfristig“ gegeben wird; 

2) die Art und Weise, in der d ie in den Artikeln 1 un d 2 des Übereinkommens 
genannten Begriffe im innerstaatlichen Recht definiert und verstanden werden, und 
insbesondere alle Gesetze, Verordnungen, sozialen Gepflogenheiten oder Praktiken, 
die Diskriminierung aufgrund von Behinderung zur Folge haben; 

3) die Art u nd Weise, in der  der Vertragsstaat de n Be griff d er „ange messenen 
Vorkehrungen“, die keine „unverhältnismäßige oder unbillige Belastung“ darstellen, 
definiert und versteht, unter Angabe von Beispielen; 

4) in welcher Weise die in den Artikeln 3 und 4 des Übereinkommens niederge-
legten allgemeinen Grundsätze und allgemeinen Verpflichtungen umgesetzt wurden 
und wie der Vertragsstaat beabsichtigt, ihre tatsächliche Verwirklichung sicherzustel-
len, insbesondere den Grundsatz der F örderung der vollen Verwirklichung d er in 
dem Übereinkommen ni edergelegten R echte ohne jede Diskri minierung aufgrund 
von Behinderung gemäß Artikel 4, unter Angabe von Beispielen; 

5) aufgeschlüsselte und vergleichende s tatistische Daten über die Wirksamkeit 
bestimmter Antidiskriminierungsmaßnahmen und d ie Erfolge, d ie bei der Gewähr-
leistung der  gleichberechtigten Verwirklichung je des der in dem  Übereinkommen 
niedergelegten Rec hte d urch Me nschen m it Behinderungen erzielt w urden, unter 
Einbeziehung einer geschlechts- und altersbezogenen Perspektive; 

6) bei welchen der in dem Übereinkommen niedergelegten Rechte der Vertrags-
staat um eine schrittweise Umsetzung bemüht ist und bei welchen Rechten er sich 
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zur sofortigen Umsetzung verpflichtet hat, samt einer Beschreibung der Auswirkun-
gen der letztgenannten Maßnahmen; 

7) den Grad der Beteiligung von  Menschen mit Behinderungen, einschließlich 
Frauen, Jungen und Mädchen mit Behinderungen, an der Ausarbeitung, Umsetzung 
und Auswertung von Rechtsvorschriften und politischen Konzepten zur Einführung 
des Übereinkommens. Außerdem sollen Angaben zur Vielfalt der an d iesen Prozes-
sen beteiligten Menschen mit Behinderungen unter Einbeziehung einer geschlechts- 
und altersbezogenen Perspektive gemacht werden; 

8) ob in dem Staat Bes timmungen gelten, die e in hö heres S chutzniveau der 
Rechte v on Menschen m it Behinderungen gewähren, a ls in dem  Ü bereinkommen 
vorgesehen ist, entsprechend Absatz 4 Artikel 4; 

9) wie sichergestellt w urde, dass die Bes timmungen des Ü bereinkommens i n 
Bundesstaaten oder stark de zentralisierten S taaten o hne Ei nschränkung oder Aus-
nahme für alle Teile des Staates gelten. 

 C. Abschnitte des Berichts, die besondere Rechte betreffen 

  Artikel 5 – Gleichberechtigung und Nichtdiskriminierung 

 In di esem Artikel wird anerkannt, dass alle Menschen vor dem Gesetz gleich si nd 
und ohne Diskriminierung Anspruch auf gleichen Schutz durch das Gesetz und gleiche Vor-
teile durch das Gesetz haben. 

 Die Vertragsstaaten sollen über Folgendes berichten: 

1) ob Menschen m it Beh inderungen gle ichberechtigt mit anderen Me nschen 
rechtliche Mittel in Anspruch nehmen können, um ihre Interessen zu schützen oder 
zu verfolgen; 

2) wirksame Maßnahmen, die ergriffen wurden, um Menschen mit Behinderun-
gen gleichen und wirksamen rechtlichen Schutz vor allen Arten von Diskriminierung 
zu garantieren, einschließlich der Bereitstellung angemessener Vorkehrungen; 

3) politische Konzepte und Programme, einschließlich von Programmen für po-
sitive Ma ßnahmen, zur Herbeiführung de r tatsäch lichen G leichberechtigung von 
Menschen mit Behinderungen unter Berücksichtigung ihrer Vielfalt. 

  Artikel 8 – Bewusstseinsbildung 

 Dieser Artikel begründet die Verpflichtung der Vertragsstaaten, wirksame politische 
Konzepte zur Bewusstseinsbildung zu verfolgen, um ein positives Bild von Menschen mit 
Behinderungen zu fördern. Der Bericht so ll Informationen zu den Maßnahmen enthalten, 
die getroffen wurden, um das Bewusstsein für Menschen mit Behinderungen zu schärfen, 
die Achtung ihrer Rechte und Würde sowie ihrer Fähigkeiten und ihres Beitrags zu fördern 
sowie Klischees und Vorurteile ihnen gegenüber zu bekämpfen. 

 Die Vertragsstaaten sollen über Folgendes berichten: 

1) Kampagnen zur Bewusstseinsbildung in der Öffentlichkeit und innerhalb des 
Bildungssystems sowie Aktionen über die etablierten Medien; 

2) an Menschen mit Behinderungen sowie andere Teile der Gesellschaft gerich-
tete Maßnahmen z ur Be wusstseinsbildung und zur I nformation über d as Ü berein-
kommen und die darin festgelegten Rechte. 
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  Artikel 9 – Zugänglichkeit 

 Dieser Artikel begründet die Verpflichtung der Vertragsstaaten, geeignete Maßnah-
men zu tre ffen, um Menschen mit Behinderungen eine möglichst unabhängige Lebensfüh-
rung und die volle Teilhabe in allen Lebensbereichen zu ermöglichen. 

 Die Vertragsstaaten sollen über Folgendes berichten: 

1) Gesetzgebungs- und  so nstige M aßnahmen, die getroffen wurden, um  M en-
schen mit Behinderungen gleichberechtigten Zugang zur  physischen Umwelt (ein-
schließlich der Nutzung von Signalanlagen und Straßenschildern), zu Transportmit-
teln, Information und Kommunikation (einschließlich Informations- und Kommuni-
kationstechnologien und -systemen) sowie zu anderen Einrichtungen und Diensten, 
die der Öffentlichkeit in städtischen und ländlichen Gebieten bereitgestellt werden, 
auch d urch pr ivate Rechtsträger, zu gew ährleisten, entsprechend Artikel 9  Ab- 
satz 2 b) bis h) des Übereinkommens; 

2) technische Standards und Leitlinien für Zugänglichkeit sowie die Prüfung ih-
rer Einhaltung und Sanktionen im Fall der Nichteinhaltung und ob die durch Geld-
bußen eingenommenen Mittel verwendet werden, um Maßnahmen für b essere Zu-
gänglichkeit zu fördern; 

3) die Anwendung von Vorschriften für das öffentliche Auftragswesen und sons-
tigen Maßnahmen, die Zugänglichkeit verpflichtend vorschreiben; 

4) die Ermittlung und Bese itigung von Hindernissen und Barrieren für die Zu-
gänglichkeit, sowohl im öffentlichen als auch im privaten Sektor, und nationale Plä-
ne für Zugänglichkeit, die mit klaren Zielen und Zeitvorgaben verbunden sind. 

  Artikel 10 – Recht auf Leben 

 Dieser Artikel bekräftigt das angeborene Recht auf Leben von Menschen mit Behin-
derungen auf der Grundlage der Gleichberechtigung. 

 Die Vertragsstaaten sollen über Folgendes berichten: 

1) ob die Rechtsvorschriften das gleichberechtigte Recht auf Leben und Überle-
ben von Menschen mit Behinderungen anerkennen und schützen; 

2) ob Menschen mit Behinderungen willkürlich getötet werden. 

  Artikel 11 – Gefahrensituationen und humanitäre Notlagen 

 Dieser Artikel verpflichtet die Vertragsstaaten, in Gefahrensituationen, wie bewaff-
neten K onflikten, huma nitären N otlagen und Naturkatastrophen, de n S chutz und die Si-
cherheit von Menschen mit Behinderungen zu gewährleisten. 

 Die Vertragsstaaten sollen über alle Maßnahmen berichten, die zur Gewährleistung 
des Schutzes und der Sicherheit von Menschen mit Behinderungen getroffen wurden, ein-
schließlich Maßnahmen zu ihrer Einbeziehung in nationale Notfallprotokolle. 

 Die Vertragsstaaten sollen über die Maßnahmen berichten, mit denen sichergestellt 
wird, dass humanitäre Hilfsmittel auf zugängliche Weise an Menschen mit Behinderungen, 
die s ich in einer humanitären Notlage befinden, verteilt werden und insbesondere dass in 
Notunterkünften u nd F lüchtlingslagern sa nitäre Anlagen und Toiletten für Me nschen mit 
Behinderungen zur Verfügung stehen und zugänglich sind. 

  Artikel 12 – Gleiche Anerkennung vor dem Recht 

 Dieser Artikel bekräftigt, dass Mens chen mit Behinderungen das Recht haben, als 
Rechtssubjekt anerkannt zu werden. 

 Die Vertragsstaaten sollen über Folgendes berichten: 
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1) die Maßnahmen, die von dem Vertragsstaat getroffen wurden, um siche rzu-
stellen, dass Menschen mit Behinderungen in allen Lebensbereichen g leichberech-
tigt mit anderen Rechts- und Handlungsfähigkeit genießen, insbesondere Maßnah-
men zur Sicherstellung des gleichen Rechts von Menschen mit Behinderungen, ihre 
körperliche und se elische U nversehrtheit z u erha lten, i hres Rec hts a uf uneinge-
schränkte Teilhabe als Bürger, ihres Rechts, Eigentum zu besitzen oder zu erben, ih-
re finanziellen Angelegenheiten selbst zu regeln und gleichen Zugang zu Bankdarle-
hen, Hypotheken und anderen Finanzkrediten zu haben, sowie ihres Rechts darauf, 
dass ihnen ihr Eigentum nicht willkürlich entzogen wird; 

2) ob es Rechtsvorschriften gibt, die die volle Rechts- und Handlungsfähigkeit 
aufgrund v on Behinderung e inschränken, u nd m it w elchen Maßnahmen die K on-
formität mit Artikel 12 des Übereinkommens sichergestellt wird; 

3) die U nterstützung, d ie Menschen mit Behinderungen z ur Verfügung s teht, 
damit sie ihre Rechts- und Handlungsfähigkeit ausüben und ihre finanziellen Ange-
legenheiten regeln können; 

4) das Vorhandensein von Sicherungen gegen den Missbrauch von Modellen der 
Unterstützung beim Treffen von Entscheidungen; 

5) Bewusstseinsbildung un d Aufklärungskampagnen in Bez ug au f die gle iche 
Anerkennung aller Menschen mit Behinderungen vor dem Recht. 

  Artikel 13 – Zugang zur Justiz 

 Dieser Artikel anerkennt das Recht von Menschen mit Behinderungen, gleichberech-
tigt mit a nderen wirksamen Zugang zur  Justiz zu haben und nicht von Gerichtsverfahren 
ausgeschlossen zu werden. 

 Die Vertragsstaaten sollen über Folgendes berichten: 

1) die Maßnahmen, die getroffen wurden, um allen Menschen mit Behinderun-
gen in allen Stadien eines Verfahrens, auch in der Ermittlungsphase und in anderen 
Vorverfahrensphasen, wirksamen Zugang zur Justiz zu gewährleisten; 

2) die Maßnahmen, die getroffen wurden, um wirksame Schulungen des im na-
tionalen Justizsystem und Strafvollzug tätigen Personals in Bezug auf die Achtung 
der Rechte von Menschen mit Behinderungen zu gewährleisten; 

3) di e Verfügbarkeit angemessener Vorkehrungen, einschließlich verfahrensbe-
zogener Vorkehrungen be i Gerichtsverfahren, um  die wirksame Teilnahme vo n 
Menschen mit allen Arten von Behinderungen am Justizsystem zu gewährleisten, in 
welcher Rolle auch immer (b eispielsweise al s Op fer, Täter, Zeu ge, Gesch worener 
oder Schöffe usw.); 

4) altersbezogene Vorkehrungen, um die wirksame Teilnahme von Kindern und 
jungen Menschen mit Behinderungen sicherzustellen. 

  Artikel 14 – Freiheit und Sicherheit der Person 

 Dieser Artikel gewährleistet, dass Menschen mit Behinderungen das Recht auf Frei-
heit und persönliche Sicherheit genießen und dass ihnen die Freiheit nicht rechtswidrig oder 
willkürlich aufgrund des Vorliegens einer Behinderung entzogen wird. 

 Die Vertragsstaaten sollen über Folgendes berichten: 

1) die Maßnahmen, die se itens des Vertragsstaats getroffen wurden, um sicher-
zustellen, dass alle Menschen mit Behinderungen, gleich welcher Art, das Recht auf 
Freiheit und persönliche Sicherheit genießen und dass keiner Person aufgrund ihrer 
Behinderung die Freiheit entzogen wird; 
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2) die Maßnahmen, die in die Wege geleitet wurden, um alle Rechtsvorschriften 
aufzuheben, die eine Unterbringung in Einrichtungen oder den Entzug der Freiheit 
von Menschen mit Behinderungen, gleich welcher Art, zulassen; 

3) die ge setzgeberischen und s onstigen Ma ßnahmen, mit de nen sichergestellt 
wird, dass für Menschen mit Behinderungen, denen die Freiheit entzogen wurde, die 
erforderlichen angem essenen Vorkehrungen bere itgestellt werd en und dass fü r sie 
die gleichen Verfahrensgarantien gelten wie für alle anderen Menschen, damit sie in 
den vollen Genuss ihrer übrigen Menschenrechte kommen. 

  Artikel 15 – Freiheit von Folter oder grausamer, unmenschlicher oder erniedrigender 
Behandlung oder Strafe 

 Dieser Artikel begründet den Schutz von Menschen mit Behinderungen vor Folter 
und grausamer, unmenschlicher und erniedrigender Behandlung oder Strafe. 

 Die Vertragsstaaten sollen über Folgendes berichten: 

1) die Ma ßnahmen, di e ge troffen w urden, u m Mensc hen mit Behinderungen 
wirksam vor medizinischen oder wissenschaftlichen Versuchen zu schützen, zu de -
nen s ie nicht na ch vorheriger Aufklärung ihre  fr eie E inwilligung gegeben haben, 
einschließlich Menschen mit Be hinderungen, d ie be i der Ausübung ihrer Rech ts- 
und Handlungsfähigkeit Unterstützung benötigen; 

2) die Einbeziehung von Menschen mit  Behinderungen in nationale Strategien 
und Mechanismen zur Verhütung von Folter. 

  Artikel 16 – Freiheit von Ausbeutung, Gewalt und Missbrauch 

 Dieser Artikel sc hützt Menschen m it Be hinderungen v or jeder  F orm von Ausbeu-
tung, Gewalt und Missbrauch, sowohl innerhalb als auch außerhalb der Wohnung, unter be-
sonderer Berücksichtigung von Kindern und Frauen mit Behinderungen. 

 Die Vertragsstaaten sollen über Folgendes berichten: 

1) Gesetzgebungs-, Verwaltungs-, Sozial-, Bildungs- und sonstige Maßnahmen, 
die getroffen wurden, um Menschen mit Behinderungen sowohl innerhalb als auch 
außerhalb der  Wohnung vor jeder Form von Ausbeutung, Gewalt und Missbrauch, 
einschließlich geschlechts- und kinderspezifischer Aspekte, zu schützen; 

2) Maßnahmen des soz ialen S chutzes, um  Menschen m it Behinderungen, ein-
schließlich ihrer Familien und Betreuungspersonen, zu helfen und sie zu unterstüt-
zen sow ie Fälle von Ausbeutung, Gewalt u nd Missbr auch, ei nschließlich ge-
schlechts- und kinderspezifischer Aspekte, zu verhindern, zu erkennen und anzuzei-
gen; 

3) die Ma ßnahmen, mit denen s ichergestellt w ird, da ss alle Dienste und P ro-
gramme, die für Mensc hen mit Behinderungen bes timmt sind, wirksam von unab-
hängigen Behörden überwacht werden; 

4) die Maßnahmen, mit de nen sichergestellt wird, dass alle Menschen mit Be-
hinderungen, die Opfer von Gewalt geworden sind, Zugang zu wirksamen Diensten 
und Programmen für Genesung, Rehabilitation und soziale Wiedereingliederung ha-
ben; 

5) die Maßnahmen, mit denen sichergestellt wird, dass alle für die Verhinderung 
von Gewalt und d ie U nterstützung vo n G ewaltopfern zur  Verfügung ste henden 
Dienste und Mittel für Menschen mit Behinderungen zugänglich sind; 

6) Rechtsvorschriften u nd p olitische K onzepte, e inschließlich so lcher, die a uf 
Frauen und Kinder ausgerichtet sind, die sicherstellen, dass Fälle von Ausbeutung, 
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Gewalt u nd Missbrauch ge genüber Me nschen mi t Be hinderungen erkannt, unter-
sucht und gegebenenfalls strafrechtlich verfolgt werden. 

  Artikel 17 – Schutz der Unversehrtheit der Person 

 Dieser Artikel begründet das Recht von Menschen mit Behinderungen auf Achtung 
ihrer körperlichen und seelischen Unversehrtheit. 

 Die Vertragsstaaten sollen über Folgendes berichten: 

1) die Maßnahmen, die getroffen wurden, um Menschen mit Behinderungen vor 
medizinischer (oder sonstiger) Behandlung zu schützen, zu der sie nicht nach vorhe-
riger Aufklärung ihre freie Einwilligung gegeben haben; 

2) die Maßnahmen, die getroffen wurden, um alle Menschen mit Behinderungen 
vor Z wangssterilisationen und Mädchen u nd Frauen vor Zw angsabtreibungen zu 
schützen; 

3) das Vorhandensein, die Zusammensetzung und die Rolle unabhängiger Über-
prüfungsorganisationen, die die Achtung dieses Rechts gewährleisten, sowie die von 
diesen Organisationen verabschiedeten Programme und Maßnahmen. 

  Artikel 18 – Freizügigkeit und Staatsangehörigkeit 

 Dieser Artikel anerkennt das  Rech t von Menschen mi t Behinderungen auf F reizü-
gigkeit, auf freie Wahl ihres Aufenthaltsorts und auf eine Staatsangehörigkeit. 

 Die Vertragsstaaten sollen über Folgendes berichten: 

1) die Gesetzgebungs- oder Verwaltungsmaßnahmen, die getroffen wurden, um 
das Recht von Menschen mi t Behinderungen zu gewährleisten, eine Staatsangehö-
rigkeit zu erwerben, und um sicherzustellen, dass ihnen diese nicht willkürlich ent-
zogen wird, wie auch das Recht von Menschen mit Behinderungen zu gewährleis-
ten, in das Land einzureisen oder es zu verlassen; 

2) die Maßnahmen, mit denen sichergestellt wird, dass j edes neugeborene Kind 
mit einer Behinderung nach der Geburt in ein Register eingetragen wird und einen 
Namen und eine Staatsangehörigkeit erhält. 

  Artikel 19 – Unabhängige Lebensführung und Einbeziehung in die Gemeinschaft 

 Dieser Artikel anerkennt das Recht von Menschen mit Behinderungen, unabhängig 
zu leben und an der Gemeinschaft teilzuhaben. 

 Die Vertragsstaaten sollen über Folgendes berichten: 

1) die Verfügbarkeit v on Einrichtungen für e ine unabhängige Lebe nsführung, 
einschließlich der Bereitstellung persönlicher Assistenz für Menschen, die eine sol-
che benötigen; 

2) das Vorhandensein von zu Hause ge leisteten Unterstützungsdiensten, die es  
Menschen mit Behinderungen ermöglichen, in ihrer Gemeinde zu leben; 

3) das Vorhandensein und die Breite des Angebots an Wohndiensten für Wohn-
formen, die d ie Art der Behi nderung berücksichtigen, einschließlich Wohngemein-
schaften und geschützten Wohnens; 

4) den Grad der Zugänglichkeit für Menschen mit Behinderungen zu gemeinde-
nahen Dienstleistungen und Einrichtungen, die der Bevölkerung allgemein zur Ver-
fügung stehen. 



CRPD/C/2/3 

 13 

  Artikel 20 – Persönliche Mobilität 

 Dieser Artikel anerkennt das Recht von Menschen mit Behinderungen, sich frei und 
mit der größtmöglichen Unabhängigkeit zu bewegen. 

 Die Vertragsstaaten sollen über Folgendes berichten: 

1) die Maßnahmen zur Erleichterung der pe rsönlichen Mobilität von Menschen 
mit Behinderungen, einschließlich der zugänglichen Nutzung von Signalanlagen und 
Straßenschildern, in der Art und Weise und zum Zeitpunkt ihrer Wahl, sowie ihren 
Zugang zu allen Formen der Hilfe (menschliche oder tierische Hilfen oder unterstüt-
zende Technologien und Geräte) zu erschwinglichen Kosten; 

2) die Maßnahmen, mit denen sichergestellt wird, dass es sich dabei um qualita-
tiv hochwertige, erschwingliche und nutzerfreundliche Technologien handelt; 

3) die Ma ßnahmen, di e ge troffen w urden, u m Mensc hen mit Behinderungen 
und Fachkräften Schulungen in Mobilitätsfertigkeiten anzubieten; 

4) die Maßnahmen, die  ge troffen w urden, um  H ersteller vo n Mobilitätshilfen, 
Geräten und unterstützenden Technologien zu ermutigen, alle Aspekte der Mobilität 
für Menschen mit Behinderungen zu berücksichtigen. 

  Artikel 21 – Recht der freien Meinungsäußerung, Meinungsfreiheit und Zugang zu 
Informationen 

 Dieser Artikel anerkennt das Recht von Menschen mit Behinderungen auf freie Mei-
nungsäußerung und Meinung sfreiheit, einschließlich der Freiheit, durch alle von ihnen ge -
wählten Formen der Kommunikation Informationen und Gedankengut sich zu beschaffen, 
zu empfangen und weiterzugeben. 

 Die Vertragsstaaten sollen über Folgendes berichten: 

1) die ge setzgeberischen und s onstigen Ma ßnahmen, mit de nen sichergestellt 
wird, dass Informationen, die der Allgemeinheit zur Verfügung gestellt werden, auch 
für Menschen mit Behinderungen rechtzeitig und ohne zusätzliche Kosten zugäng-
lich sind; 

2) die ge setzgeberischen und s onstigen Ma ßnahmen, mit de nen sichergestellt 
wird, dass Menschen mit Behinderungen in allen Formen des Umgangs mit Behör-
den und für den Zugang zu Informationen die von ihnen bevorzugten Kommunika-
tionsmittel verwenden können, wie Gebärdensprache, Brailleschrift, ergänzende und 
alternative Kommunikationsformen und alle sonstigen zugänglichen Mittel; 

3) die Maßnahmen, die getroffen wurden, um private Rechtsträger und die Mas-
senmedien dringend dazu aufzufordern, ihre Informationen und Dienstleistungen in 
einer für Mens chen mit Behinderungen zugänglichen Form anzubieten, einschließ-
lich Maßnahmen, mit denen verhindert wird, dass der Zugang zu In formationen in 
alternativen Formaten durch den privaten Sektor blockiert oder beschränkt wird; 

4) den Grad der Zugänglichkeit von Massenmedien und den Prozentsatz öffent-
licher Websites, die den Normen der Web Accessibility Initiative (WAI) entsprechen; 

5) getroffene gesetzgeberische un d so nstige Ma ßnahmen im Zusammenhang 
mit der offiziellen Anerkennung der Gebärdensprache(n). 

  Artikel 22 – Achtung der Privatsphäre 

 Dieser Artikel anerkennt das Recht a ller Menschen mit Behinderungen auf Schutz 
ihres Privatlebens, ihrer Ehre und ihres Rufes. 
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 Die Vertragsstaaten sollen über Maßnahmen berichten, die getroffen wurden, um die 
Vertraulichkeit von Informationen über die Person, die  Gesundheit und die Rehabilitation 
von Menschen mit Behinderungen zu schützen. 

 Die Vertragsstaaten sollen über Maßnahmen berichten, die getroffen wurden, um zu 
verhindern, dass Menschen mit Behinderungen unter dem Vorwand des Schutzes der Pri-
vatsphäre vor der Öffentlichkeit verborgen gehalten werden. 

  Artikel 23 – Achtung der Wohnung und der Familie 

 Dieser Artikel anerkennt das Recht von Menschen mit Behinderungen, eine Ehe zu 
schließen und e ine Familie zu gründen, frei über d ie Anzahl ihrer Kinder zu en tscheiden 
und gleichberechtigt mit anderen ihre Fruchtbarkeit zu behalten. 

 Die Vertragsstaaten sollen über Folgendes berichten: 

1) die Maßnahmen, mit denen sichergestellt wird, dass Menschen mit Behinde-
rungen ihr  Recht auf Eheschließung und Familiengründung auf der G rundlage des 
freien und vollen Einverständnisses ausüben können; 

2) die Maßnahmen, die getroffen wurden, damit Menschen mit Behinderungen 
Zugang z u Familienplanung, Re produktionshilfen sowie Adoptions- o der Pfleg-
schaftsprogrammen haben; 

3) die Maßnahmen, mit denen sichergestellt wird, dass Eltern mit Behinderun-
gen z ur S icherung der  E ltern-Kind-Beziehung a ngemessene U nterstützung bei de r 
Wahrnehmung ihrer elterlichen Verantwortung erhalten, wenn sie es benötigen; 

4) die Maßnahmen, mit denen sichergestellt wird, dass kein Kind aufgrund einer 
Behinderung entweder des Kindes oder eines oder beider Elternteile von seinen El-
tern getrennt wird; 

5) die Maßnahmen, die getroffen wurden, um Väter und Mütter sowie die Fami-
lien von Jungen und Mädchen mit Behinderungen zu unterstützen, mit dem Ziel, das 
Verbergen, das Aussetzen, die Vernachlässigung oder die Absonderung von Jungen 
oder Mädchen mit Behinderungen zu verhindern; 

6) die M aßnahmen, d ie ge troffen w urden, um zu vermeiden, dass Ju ngen und 
Mädchen mit Behinderungen, deren Eltern nicht in der Lage sind, für sie zu sorgen, 
in Heimen untergebracht werden, und für sie andere Formen der Betreuung inner-
halb der weiteren Familie oder, falls dies nicht möglich ist, innerhalb der Gemein-
schaft in einem familienähnlichen Umfeld zu gewährleisten; 

7) die Maßnahmen, die getroffen wurden, um die Zwangssterilisation von Men-
schen mit Behinderungen, insbesondere von Mädchen und Frauen, zu verhindern. 

  Artikel 24 – Bildung 

 Dieser Artikel anerkennt das Recht von Menschen mit Behinderungen auf Bildung 
auf der Grundlage der Chancengleichheit, wobei ein integratives Bildungssystem auf allen 
Ebenen und erleichterter Zugang zu lebenslangem Lernen gewährleistet wird. 

 Die Vertragsstaaten sollen über Folgendes berichten: 

1) die Maßnahmen, mit denen sichergestellt wird, dass jedes Kind mit Behinde-
rungen Z ugang z u F rüherziehung s owie z u o bligatorischem G rundschulunterricht, 
weiterführender und Hochschulbildung hat; 

2) die Anzahl der Jungen und Mädchen mit Behinderungen, die an F rüherzie-
hung teilnehmen; 

3) bestehende erhebliche Unterschiede in der Erziehung von Jungen und Mäd-
chen a uf den versc hiedenen Ebenen des B ildungssystems und das Vorhandensein 
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von politischen Konzepten und Rechtsvorschriften, die diesen Unterschieden Rech-
nung tragen; 

4) die ge setzgeberischen und s onstigen Ma ßnahmen, mit de nen sichergestellt 
wird, dass Schulen und Lehrmaterialien zugänglich sind und dass von Menschen mit 
Behinderungen b enötigte individuell a ngepasste angemessene Vorkehrungen und 
Unterstützung bereitgestellt werden, damit erfolgreiche Bildung und vollständige In-
tegration sichergestellt ist; 

5) die Verfügbarkeit spezifischer Dienste zur Schulung von Kindern, Erwachse-
nen oder Lehrern, die dies benötigen, in Brailleschrift, Gebärdensprache, ergänzen-
der und alternativer Kommunikation, Mobilität und auf anderen Gebieten; 

6) die Maßnahmen, die zur Förderung der sprachlichen Identität von gehörlosen 
Menschen getroffen wurden; 

7) die Maßnahmen, mit denen sichergestellt wird, dass Bildung in den Sprachen 
und Kommunikationsformen un d mi t de n Kommunikationsmitteln sowie i n ei nem 
Umfeld vermittelt wird, die für den Einzelnen am besten geeignet sind; 

8) die Maßnahmen, mit denen sichergestellt wird, dass Fachkräfte innerhalb des 
Bildungssystems eine angemessene Ausbildung in Bezug auf Behinderungen erhal-
ten, sowie Maßnahmen zur Aufnahme vo n Menschen mit Be hinderungen i n da s 
Lehrkräfteteam; 

9) Anzahl und Prozentsatz von Studenten mi t Behinderungen im tertiären Bil-
dungsbereich; 

10) Anzahl und Prozentsatz von Studenten mit Behinderungen nach Geschlecht 
und Studienrichtung; 

11) die Bereitstellung a ngemessener Vorkehrungen s owie s onstige Maßnahmen 
zur Gewährleistung des Zugangs zu lebenslangem Lernen; 

12) die Maßnahmen, mit denen der Vertragsstaat sicherstellt, dass Menschen mit 
Behinderungen und ihre Bedürfnisse im Bildungssystem frühzeitig ermittelt werden. 

  Artikel 25 – Gesundheit 

 Dieser Artikel anerkennt da s Rec ht v on Menschen mit Be hinderungen auf das e r-
reichbare Höchstmaß an Gesundheit, wobei zu gewährleisten ist,  dass s ie unentgeltlichen 
Zugang z u g eschlechtsspezifischen Gesundheitsdiensten, einschließlich gesundheitsbezo-
gener Rehabilitation, in ihrer Gemeinde haben. 

 Die Vertragsstaaten sollen über Folgendes berichten: 

1) die gesetzgeberischen und sonstigen Maßnahmen, die getroffen wurden, um 
Menschen mit Behinderungen vor Diskriminierung zu schützen und um zu gewähr-
leisten, dass sie gle ichen Zu gang z u qualitativ hoc hwertigen Gesundheitsdiensten 
haben, e inschließlich s exual- u nd fo rtpflanzungsmedizinischer Ge sundheitsleistun-
gen; 

2) die Maßnahmen, mit denen sichergestellt wird, dass Menschen mit Behinde-
rungen freien und unentgeltlichen Zugang zu  behinderungsbezogener gesundheitli-
cher Rehabilitation in ihrer Gemeinde haben; 

3) Gesundheitsleistungen, Früherkennungs- u nd F rühinterventionsprogramme, 
soweit angebracht, um das Auftreten se kundärer Behinderungen zu  ve rmeiden be -
ziehungsweise ge ring z u ha lten, u nter bes onderer Ber ücksichtigung von K indern, 
Frauen und älteren Menschen auch in ländlichen Gebieten; 
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4) die ge setzgeberischen und s onstigen Ma ßnahmen, mit de nen sichergestellt 
wird, dass allgemeine Kampagnen für die öffentliche Gesundheit auch für Menschen 
mit Behinderungen zugänglich sind; 

5) die Maßnahmen, die getroffen wurden, damit Ärzte und sonstige Angehörige 
von Gesundheitsberufen, auch in ländlichen Gebieten, eine Schulung in Bezug auf 
die Rechte von Menschen mit Behinderungen erhalten; 

6) die ge setzgeberischen und s onstigen Ma ßnahmen, mit de nen sichergestellt 
wird, dass Gesundheitsbehandlungen a n Menschen m it Be hinderungen a uf der 
Grundlage der freien Einwilligung nach vorheriger Aufklärung erfolgen; 

7) die gesetzgeberischen und sonstigen Maßnahmen zum Schutz gegen Diskri-
minierung beim Zugang zu Krankenversicherung und anderen Versicherungen, wenn 
diese gesetzlich vorgeschrieben sind; 

8) die Maßnahmen, m it de nen s ichergestellt wird, dass san itäre Einric htungen 
nicht nur zur Verfügung stehen, sondern uneingeschränkt zugänglich sind; 

9) die Maßnahmen, die getroffen wurden, um das Bewusstsein für HIV/AIDS- 
und Malariaprävention zu schärfen und diesbezügliche Informationen zunehmend in 
unterschiedlichen zugänglichen F ormaten, ein schließlich in Brailleschrift, zur Ver-
fügung zu stellen. 

  Artikel 26 – Habilitation und Rehabilitation 

 Dieser Artikel begründet Maßnahmen, um Menschen mit Behinderungen in die Lage 
zu versetzen, ein Höchstmaß an Unabhängigkeit, umfassende körperliche, geistige, soziale 
und berufliche Fähigkeiten sowie d ie volle Einbeziehung in a lle Aspekte des  Lebens und 
die volle Teilhabe an allen Aspekten des Lebens durch umfassende Habilitations- und Re-
habilitationsprogramme auf  dem G ebiet d er G esundheit, der Beschäftigung, der Bildung 
und der Sozialdienste zu erreichen und zu bewahren. 

 Die Vertragsstaaten sollen über Folgendes berichten: 

1) allgemeine Habilitations- u nd Re habilitationsprogramme für Me nschen mit 
Behinderungen auf dem Gebiet der Gesundheit, der Beschäftigung, der Bildung und 
der Sozialdienste, einschließlich der Frühintervention und der  Unterstützung durch 
andere Menschen mit Behinderungen, und die Verfügbarkeit dieser Dienste und Pro-
gramme in ländlichen Gebieten; 

2) die Maßnahmen, mit denen sichergestellt wird, dass die Teilnahme an Habili-
tations- und Rehabilitationsdiensten und -programmen freiwillig ist; 

3) die Fö rderung d er Aus- und F ortbildung fü r Fac hkräfte und Mitarbeiter i n 
Habilitations- und Rehabilitationsprogrammen; 

4) die Maßnahmen zur Förderung der Verfügbarkeit, der Kenntnis und der Ver-
wendung unterstützender Geräte und Technologien, die für Menschen mit Behinde-
rungen bestimmt sind, für die Zwecke der Habilitation und Rehabilitation; 

5) die Maßnahmen, die getroffen wurden, um d ie internationale Zusammenar-
beit beim Austausch un terstützender Technologien, insbesondere mit Lä ndern der 
Dritten Welt, zu fördern. 

  Artikel 27 - Arbeit und Beschäftigung 

 Dieser Artikel a nerkennt das Rec ht von Menschen m it Behinderungen auf Arbeit 
und auf die Möglichkeit, ihren Lebensunterhalt durch die Teilhabe an einem offenen, inte-
grativen und zugänglichen Arbeitsmarkt und Arbeitsumfeld zu verdienen, einschließlich für 
Menschen, die während der Beschäftigung eine Behinderung erwerben. 
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 Die Vertragsstaaten sollen über Folgendes berichten: 

1) die gesetzgeberischen Maßnahmen, die getroffen wurden, um den Schutz vor 
Diskriminierung in jedem Stadium und in jeder Form der Beschäftigung zu gewähr-
leisten u nd da s Re cht von Me nschen mit Beh inderungen a nzuerkennen, auf der 
Grundlage der Gleichberechtigung mit anderen zu arbeiten, insbesondere das Recht 
auf gleiche Bezahlung für gleiche Arbeit; 

2) die Auswirkungen bestehender gezielter Be schäftigungsprogramme u nd 
-politiken, die darauf ausgerichtet sind, die volle und produktive Beschäftigung von 
Menschen mit Behinderungen entsprechend Artikel 27 Absatz 1 a) bis g) des Über-
einkommens zu erreichen;  

3) di e Auswirkungen von Maßnahmen gemäß Artikel 27 Absatz 1 e)  des Ü ber-
einkommens zur Erleichterung des beruflichen Wiedereinstiegs von Menschen mit 
Behinderungen, die  infolge von P rivatisierung, Personalabbau und wirtschaftlicher 
Umstrukturierung öffentlicher oder privater Unternehmen entlassen wurden; 

4) die Verfügbarkeit technischer und  f inanzieller H ilfen be i der Be reitstellung 
angemessener Vorkehrungen, einschließlich der Förderung der Bil dung von Genos-
senschaften und von Geschäftsgründungen zur Ermutigung unternehmerischer Initi-
ative; 

5) positive un d wirksame Maßnahmen zur F örderung der  Be schäftigung von 
Menschen mit Behinderungen auf dem regulären Arbeitsmarkt; 

6) positive und wirksame Maßnahmen zum Schutz von Menschen mit Behinde-
rungen vor Belästigungen am Arbeitsplatz; 

7) den Z ugang fü r Menschen m it Behinderungen z um r egulären Arbeitsmarkt 
und zu Berufsausbildungsdiensten, einschließlich solcher zur Förderung selbststän-
diger Tätigkeit; 

8) Informationen über bestehende signifikante Unterschiede zwischen Männern 
und Frauen mit Behinderungen in Bezug auf die Beschäftigung und ob es politische 
Konzepte und Rechtsvorschriften gibt, d ie diese Unterschiede berücksichtigen, um 
die Förderung von Frauen mit Behinderungen voranzubringen; 

9) Ermittlung der sc hwächsten Gruppen un ter d en Menschen mit Behinderun-
gen (u nter Angabe von Beispielen) so wie v orhandene politische Kon zepte und 
Rechtsvorschriften für deren Integration in den Arbeitsmarkt; 

10) die Maßnahmen, die ge troffen w urden, u m die G ewerkschaftsrechte vo n 
Menschen mit Behinderungen zu fördern; 

11) die Maßnahmen, die getroffen wurden, damit Arbeitnehmer, die durch einen 
Arbeitsunfall eine Behinderung er litten haben und daher ihre bi sherigen Aufgaben 
nicht mehr ausüben können, ihren Arbeitsplatz behalten und umgeschult werden; 

12) Informationen über die  Arbeit v on Menschen m it Be hinderungen im in for-
mellen Sektor des Vertragsstaats und die Maßnahmen, die getroffen wurden, damit 
sie die informelle Wirtschaft verlassen können, sowie Maßnahmen zur Sicherung ih-
res Zugangs zu Grundversorgungsleistungen und sozialem Schutz; 

13) Beschreibung der v orhandenen gesetzlichen Vorschriften zum  S chutz von 
Arbeitnehmern m it Be hinderungen v or u ngerechtfertigter K ündigung und  vor 
Zwangs- oder Pflichtarbeit, nach Artikel 27 Absatz 2; 

14) die Maßnahmen, mit denen sichergestellt wird, dass Menschen mit Behinde-
rungen, die über technische und berufliche Fertigkeiten verfügen, die erforderliche 
Unterstützung beim E instieg oder Wiedereinstieg in den Arbeitsmarkt entsprechend 
Artikel 27 Absatz 1 k) erhalten; 
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15) die Maßnahmen, die getroffen wurden, um für Studenten mit Behinderungen 
den gleichen Zugang zum allgemeinen Arbeitsmarkt zu gewährleisten; 

16) die Maßnahmen, die ge troffen wurden, um das Vorhandensein unterschiedli-
cher F ormen von Arbeit, w ie be ispielsweise Arbeit v or Ort, Telearbeit (auße rhalb 
des Betriebs / von zu Hause) und Arbeit als Unterauftragnehmer, sowie Arbeitsmög-
lichkeiten, die  si ch durch ne ue K ommunikationstechnologien ergeben, zu gew ähr-
leisten. 

  Artikel 28 – Angemessener Lebensstandard und sozialer Schutz 

 Dieser Artikel anerkennt das Recht von Menschen mit Behinderungen auf einen an-
gemessenen Lebensstandard und sozialen Schutz. 

 Die Vertragsstaaten sollen über Folgendes berichten: 

1) die Maßnahmen, di e getroffen w urden, um  di e Verfügbarkeit von u nd den  
Zugang z u saub erem Wasser, an gemessener Ernährung, Be kleidung u nd Wohnung 
für Menschen mit Behinderungen zu gewährleisten, unter Angabe von Beispielen; 

2) die Maßnahmen, die g etroffen w urden, um den Z ugang vo n Menschen mit 
Behinderungen zu erschwinglichen Dienstleistungen, Geräten und anderen geeigne-
ten Hilfen zu gewährleisten, einschließlich der Verfügbarkeit von Programmen, die 
behinderungsbedingte zusätzliche Kosten abdecken; 

3) die Maßnahmen, die g etroffen w urden, um den Z ugang vo n Menschen mit 
Behinderungen, insbesondere von Frauen und Mädchen und ä lteren Menschen mit 
Behinderungen, zu Programmen für sozialen Schutz und Programmen zur Armuts-
bekämpfung zu sichern; 

4) die Maßnahmen i m Hi nblick a uf so zialen Wohnungsbau so wie Lei stungen 
und Programme der Altersversorgung für Menschen mit Behinderungen; 

5) Maßnahmen zur Anerkennung der Verbindung zwischen Armut und Behinde-
rung. 

  Artikel 29 – Teilhabe am politischen und öffentlichen Leben 

 Dieser Artikel garantiert die politischen Rechte von Menschen mit Behinderungen. 

 Die Vertragsstaaten sollen über Folgendes berichten: 

1) Rechtsvorschriften und Maßnahmen z ur G ewährleistung der politischen 
Rechte v on Menschen m it B ehinderungen, insbesondere von Me nschen mit see li-
schen oder geistigen Behinderungen, einschließlich, sofern dies der Fall ist, über be-
stehende Einschränkungen und Maßnahmen, diese zu beseitigen; 

2) die Maßnahmen, mit de nen sichergestellt wird, dass alle Menschen mit Be-
hinderungen ihr Wahlrecht ausüben können, entweder alleine oder mit Unterstützung 
durch eine Person ihrer Wahl; 

3) die Ma ßnahmen, d ie ge troffen w urden, u m die volle Z ugänglichkeit von 
Wahlverfahren, -einrichtungen und -materialien zu gewährleisten; 

4) Indikatoren, die messen, ob Menschen mit  Be hinderungen das Recht auf 
Teilhabe am politischen und öffentlichen Leben uneingeschränkt genießen; 

5) Unterstützung, so fern vorhanden, für  Me nschen mit  Behinderungen be i der 
Bildung und Führung von Organisationen, die ihre Rechte und Interessen auf loka-
ler, regionaler und nationaler Ebene vertreten. 
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  Artikel 30 – Teilhabe am kulturellen Leben sowie an Erholung, Freizeit und Sport 

 Dieser Artikel anerkennt das Recht von Menschen mit Behinderungen auf Teilnahme 
am kulturellen Leben, auf Entfaltung und Nutzung ihres kreativen, künstlerischen und intel-
lektuellen P otenzials, a uf Anerkennung und U nterstützung ihrer spe zifischen kulturellen 
und sprachlichen Identität sowie auf g leichberechtigte Teilnahme an Erh olungs-, Freizeit- 
und Sportaktivitäten. 

 Die Vertragsstaaten sollen über Folgendes berichten: 

1) die Maßnahmen, die getroffen wurden, um das Recht von Menschen mit Be-
hinderungen, gleichberechtigt mit anderen am kulturellen Leben te ilzunehmen, an-
zuerkennen und zu fördern, einschließlich von Möglichkeiten, ihr kreatives, künstle-
risches und intellektuelles Potenzial zu entfalten und zu nutzen; 

2) die Maßnahmen, mit denen sichergestellt wird, dass Menschen mit Behinde-
rungen, auch unter Be rücksichtigung von Ki ndern mi t Behinderungen, Zug ang zu 
Kultur-, Erho lungs-, Tourismus- un d Sportstätten ha ben, e inschließlich durch ei ne 
mit Auflagen verbundene öffentliche Beschaffung und öffentliche Finanzierung; 

3) die Ma ßnahmen, die  ge troffen w urden, um z u gewährleisten, dass G esetze 
über geistiges Eigentum für Menschen mit Behinderungen kein Hindernis beim Zu-
gang zu kulturellem Material bilden, einschließlich der Mitwirkung an diesbezügli-
chen internationalen Anstrengungen; 

4) die Maßnahmen, die zur Förderung der Gehörlosenkultur getroffen wurden; 

5) die Maßnahmen, die getroffen wurden, um die Teilnahme von Menschen mit 
Behinderungen a m Sp ort zu  unterstützen, ei nschließlich der B eseitigung di skrimi-
nierender und differenzierter Behandlung von Menschen mit Behinderungen bei der 
Verleihung von Preisen und Medaillen; 

6) die Maßnahmen, mit denen sichergestellt wird, dass Kinder mit Behinderun-
gen gleichberechtigt mit allen anderen Kindern an Spiel-, Erholungs-, Freizeit- und 
Sporteinrichtungen teilhaben können, einschließlich im schulischen Bereich. 

 D. Berichtsabschnitt über die besondere Situation von Jungen, Mädchen 
und Frauen mit Behinderungen 

  Artikel 6 – Frauen mit Behinderungen 

 Obwohl geschlechtsspezifische Aspekte wo angebracht in jedem Artikel berücksich-
tigt werden sollen, soll der Bericht zu diesem bestimmten Artikel Angaben über die Maß-
nahmen enthalten, die seitens des Vertragsstaats zur Gewährleistung der vollen Entfaltung, 
Förderung und Stärkung der Autonomie der Frauen getroffen wurden, um zu garantieren, 
dass sie die in dem Übereinkommen festgelegten Rechte und Grundfreiheiten ausüben und 
genießen können und dass alle Formen der Diskriminierung beseitigt werden. 

 Die Vertragsstaaten sollen über Folgendes berichten: 

1) ob geschlechtsspezifische Ungleichheit von Frauen und Mädchen mit Behin-
derungen a uf ge setzgeberischer un d p olitischer Ebene  s owie bei der Ent wicklung 
von Programmen berücksichtigt wird; 

2) ob Mädchen und Frauen mit Behinderungen gleichberechtigt mit Jungen und 
Männern mit Behinderungen alle Menschenrechte und Grundfreiheiten genießen; 

3) ob Mä dchen und F rauen m it Be hinderungen g leichberechtigt m it an deren 
Mädchen und Frauen ohne Behinderungen alle Menschenrechte und Grundfreiheiten 
genießen. 
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  Artikel 7 – Kinder mit Behinderungen 

 Der Bericht soll gegebenenfalls zusätzliche Informationen über die Maßnahmen ent-
halten, die seitens des Vertragsstaats e rgriffen wurden, um zu gewährleisten, dass Kinder 
mit Behinderungen in den vollen Genuss a ller ihrer in dem Übereinkommen festgelegten 
Rechte und Grundfreiheiten kommen, insbesondere um sicherzustellen, dass alle Maßnah-
men, die Kinder mit Behinderungen betreffen, dem Wohl des Kindes dienen.  

 Die Vertragsstaaten sollen über Folgendes berichten: 

1) die P rinzipien, die be im Treffen v on E ntscheidungen in Bez ug a uf Ju ngen 
und Mädchen mit Behinderungen zugrunde gelegt werden; 

2) ob Jungen und Mädchen mit Behinderungen ihre Meinung in allen sie berüh-
renden Angelegenheiten frei äußern können und ob sie behinderungsgerechte und al-
tersgemäße Hilfe erhalten, damit sie dieses Recht ausüben können; 

3) wichtige Unterschiede zwischen der Situation von Jungen und von Mädchen 
mit Behinderungen; 

4) ob Kinder mit Behinderungen gleichberechtigt mit anderen Kindern als Inha-
ber von Rechten betrachtet werden. 

 E. Berichtsabschnitt über spezifische Verpflichtungen 

  Artikel 31 – Statistik und Datensammlung 

 Dieser Artikel regelt den Prozess der Datensammlung durch den Vertragsstaat. 

 Die Vertragsstaaten sollen über Folgendes berichten: 

1) die Maßnahmen, die getroffen wurden, um aufgeschlüsselte geeignete Infor-
mationen, ei nschließlich s tatistischer Angaben und F orschungsdaten, z u sammeln, 
die ihnen ermöglichen, politische Konzepte zur Durchführung des Übereinkommens 
auszuarbeiten und um zusetzen, un ter Achtung der Menschenrechte und Grundfrei-
heiten, et hischer Grundsätze, der g esetzlichen S chutzvorschriften, des D atenschut-
zes, der Vertraulichkeit und der Privatsphäre; 

2) die Verbreitung di eser S tatistiken u nd Maßnahmen in  eine r Weise, d ass si e 
für Menschen mit Behinderungen zugänglich sind; 

3) die Maßnahmen, die getroffen wurden, um die volle Teilhabe von Menschen 
mit Behinderungen am Datensammlungs- und Forschungsprozess zu gewährleisten. 

  Artikel 32 – Internationale Zusammenarbeit 

 Dieser Artikel anerkennt die Bedeutung der internationalen Zusammenarbeit zur Un-
terstützung der einzelstaatlichen Anstrengungen für die Verwirklichung des Zwecks und der 
Ziele des Übereinkommens. 

 Die Vertragsstaaten sollen in ihrer Eigenschaft als Geber oder Nutznießer internatio-
naler Zusammenarbeit über Folgendes berichten: 

1) die Maßnahmen, die getroffen wurden, um zu gewährleisten, dass d ie inter-
nationale Zusammenarbeit Menschen mit Behinderungen einbezieht und für sie zu-
gänglich ist; 

2) die Maßnahmen, die getroffen wurden, um zu gewährleisten, dass Gebermit-
tel von den Empfängerstaaten angemessen verwendet werden (auch durch die Anga-
be von Be ispielen, Zahlen u nd P rozentanteilen erfolgreicher zie lgerichteter F inan-
zierung); 
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3) Programme und Projekte, die speziell auf Menschen mit Behinderungen aus-
gerichtet sind, sowie den auf sie entfallenden Anteil am Gesamthaushalt; 

4) positive Maßnahmen, die für die Einbeziehung der schwächsten Gruppen von 
Menschen mit Behinderungen, wie Frauen, Kinder und so weiter, getroffen wurden; 

5) das Ausmaß der Teilhabe von Menschen mit Behinderungen an der Gestal-
tung, Entwicklung und Evaluierung von Programmen und Projekten; 

6) den Umfang, in dem Maßnahmen zugunsten von Menschen mit Behinderun-
gen in die allgemeinen Programme und Projekte, die ausgearbeitet wurden, integriert 
sind; 

7) Maßnahmen zur Erleichterung und Unterstützung des Aufbaus von Kapazitä-
ten, unter anderem durch den Austausch und die Weitergabe von Informationen, Er-
fahrungen, Ausbildungsprogrammen und vorbildlichen Praktiken; 

8) ob P olitiken u nd P rogramme, di e auf d ie M illenniums-Entwicklungsziele 
ausgerichtet sind, die Rechte von Menschen mit Behinderungen berücksichtigen; 

9) die Entwicklung, die Fortschritte und die Wirksamkeit von Programmen zum 
Austausch von technischem Fachwissen und Sachverstand auf dem Gebiet der Hilfe 
für Menschen mit Behinderungen. 

  Artikel 33 – Innerstaatliche Durchführung und Überwachung 

 Dieser Artikel regelt die innerstaatliche Anwendung des Übereinkommens und die 
getroffenen Folgemaßnahmen. 

 Die Vertragsstaaten sollen über Folgendes berichten: 

1) die Maßnahmen, die getroffen wurden, um eine o der mehrere staatliche An-
laufstellen für Angelegenheiten im Zusammenhang mit der Durchführung des Über-
einkommens zu bestimmen, unter sorgfältiger Prüfung der Schaffung oder Bestim-
mung eines staatlichen Koordinierungsmechanismus, der d ie Durchführung der ent-
sprechenden Maßnahmen i n verschiedenen Be reichen u nd a uf verschiedenen Ebe-
nen erleichtern soll; 

2) die Schaffung einer Struktur, die, je nachdem, was angebracht ist, einen oder 
mehrere unabhängige Mechanismen einschließt, sowie Maßnahmen zur Förderung, 
zum Schutz und z ur Ü berwachung der Du rchführung des Übereinkommens, u nter 
Berücksichtigung der Grundsätze betreffend die Rechtsstellung und die Arbeitsweise 
der einze lstaatlichen Insti tutionen zum  Schutz un d zur Förderung de r Menschen-
rechte; 

3) die Maßnahmen, die getroffen wurden, um die Zivilgesellschaft, insbesonde-
re Me nschen mit Behinderungen u nd di e sie vertretenden O rganisationen, in de n 
Überwachungsprozess und d ie Erst ellung des Ber ichts e inzubeziehen und dabe i 
auch geschlechtsspezifische Aspekte zu berücksichtigen; 

4) die Aufnahme behinderungsbezogener Fragen in die Agenda aller staatlicher 
Stellen, um zu gewährleisten, dass sich die verschiedenen Behörden gleichermaßen 
der Rechte von Menschen mit Behinderungen bewusst sind und auf deren Förderung 
hinarbeiten können; 

5) die Tätigkeiten von Regierungsstellen und ihre Programme und Funktionen 
in Bezug auf Menschen mit Behinderungen; 

6) die H aushaltsmittel, d ie f ür die innerstaatliche D urchführung und Ü berwa-
chung bereitgestellt werden. 

    


